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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 27 . November 1996

betreffend die von Irland beantragten zusätzlichen Fristen für die Umsetzung
der Richtlinien 90/388/EWG und 96/2/EG der Kommission in bezug auf den
vollständigen Wettbewerb auf dem Markt der Telekommunikationsdienste

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(97/ 1 14/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN in Erwägung nachstehender Gründe :
GEMEINSCHAFTEN —

A. SACHVERHALT

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Abkommen zur Gründung des Europä­
ischen Wirtschaftsraums,

gestützt auf die Richtlinie 90/388/EWG der Kommission
vom 28 . Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt
der Telekommunikationsdienste ('), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 96/ 19/EG (2), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 2,

I. Der Antrag Irlands

( 1 ) Die irische Regierung hat mit Schreiben vom 15.
Mai 1996 zusätzliche Umsetzungsfristen beantragt:
— für die Aufhebung der Telecom fiireann bei der

Bereitstellung des Sprachtelefondienstes und
der dazugehörigen Netzinfrastruktur gewährten
ausschließlichen Rechte bis zum 1 . Januar 2000
anstatt wie in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie
90/388/EWG vorgesehen bis zum 1 . Januar
1998 ;

— für die Aufhebung der Beschränkungen bei der
Erbringung bereits liberalisierter Telekommuni­
kationsdienste in bezug auf die :
a) von dem Erbringer der Telekommunika­

tionsdienste errichteten Netze;

b) von Dritten bereitgestellten Infrastrukturen;
c) gemeinsame Benutzung von Netzen,

sonstigen Einrichtungen und Standorten ;
bis zum 1 . Juli 1999 anstatt wie in Artikel 2
Absatz 2 der Richtlinie 90/388/EWG vorge­
sehen bis zum 1 . Juli 1996;

— betreffend die direkte Zusammenschaltung
mobiler Telekommunikationsnetze bis zum 1 .
Januar 2000 anstatt unverzüglich wie in Artikel
3d der Richtlinie 90/388/EWG.

gestützt auf die Richtlinie 96/2/EG der Kommission vom
16. Januar 1996 zur Änderung der Richtlinie
90/388/EWG betreffend die mobile Kommunikation und
Personal Communications (3), insbesondere auf Artikel 4,

nachdem allen Interessierten Gelegenheit gegeben
wurde (4), gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie
90/388/EWG und Artikel 4 der Richtlinie 96/2/EG, ihre
Stellungnahmen abzugeben,

(') ABl . Nr. L 192 vom 24. 7. 1990, S. 10 .
(2) ABl . Nr. L 74 vom 22. 3 . 1996, S. 13 .
(3) ABl . Nr. L 20 vom 26. 1 . 1996, S. 59 .
(4) ABl . Nr. C 169 vom 13. 6. 1996, S. 5.
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Dieser Antrag steht im Einklang mit den
Entschließungen 93/C213/01 vom 22. Juli 1993 (! )
und 94/C379/03 vom 22. Dezember 1994 (2).

(2) Die irische Regierung hält die zusätzlichen Umset­
zungsfristen aus folgenden Gründen für erfor­
derlich :

2.1 Irland hat für den Ausbau der Telekommuni­
kationsnetze umfangreiche Kapitalinvesti­
tionen vorgenommen und ist dafür eine erheb­
liche Verschuldung eingegangen . Wegen des
hohen Verschuldungsgrades, der erheblichen
Kosten für die Erbringung von Telekommuni­
kationsdiensten in Irland und seiner eigenen
Kostenstruktur war Telecom Eireann in seiner
Fähigkeit eingeschränkt, die erforderlichen
Strukturanpassungen vor allem bei den Tarifen
vornehmen zu können.

2.2 Es sind weitere Strukturanpassungen erfor­
derlich , um Telecom ßireann in die Lage zu
versetzen, den freien Marktwettbewerb so
bestehen zu können, daß dabei die Aufrechter­
haltung des Universaldienstes, die Erhöhung
der Anschlußdichte und die Rückführung von
Verschuldung und Kostenhöhe der Telecom
Eireann gewährleistet sind. Diese Anpassungen
bedingen :

1 . den weiteren Ausbau der Telekommunika­
tionsnetze in Irland;

2. weitergehende Anpassungen bei der Tarif­
struktur von Telecom Eireann und

3 . die Umwandlung von Telecom Eireann, vor
allem im Hinblick auf seine Produkte und
Dienste für den inländischen und den
internationalen Verkehr, die Umstrukturie­
rung seiner Kostengrundlage und die
Vollendung der Umwandlung in eine
marktgemäße und kundenorientierte
Einrichtung.

Mit Hilfe eines strategischen Partners könnte
diese Umwandlung bis zum 1 . Januar 2000
vollzogen werden, andernfalls würde sie mehr
Zeit erfordern .

2.3 Sollten die Infrastrukturen noch spürbar vor
dem Sprachtelefondienst liberalisiert werden ,
so könnten die Anbieter der liberalisierten
Dienste den Kundenstamm von Telecom
fiireann aushöhlen .

2.4 Eine Liberalisierung der Zusammenschaltung
mobiler Kommunikationssysteme würde deren
Betreiber in die Lage versetzen , das öffentliche
Vermittlungsnetz bei dem Ferngesprächs- und
dem internationalen Telefonverkehr zu
umgehen und darüber hinaus einen wesent­

lichen Anteil des internationalen Verkehrs von
Telecom Eireann an sich zu ziehen, wodurch
dessen Einnahmen spürbar zurückgehen
würden mit den entsprechenden nachteiligen
Auswirkungen auf sein Strukturanpassungspro­
gramm.

2.5 Die beantragten Fristverlängerungen werden
die Entfaltung des Wettbewerbs in anderen
Telekommunikationsbereichen Irlands nicht
behindern .

(3) In einer Anlage zu ihrem Schreiben vom 15. Mai
1996 hat die irische Regierung eingehende
Angaben zu den für den Ausbau des Telekom­
netzes erforderlichen Kapitalinvestitionen, der
geplanten Neugestaltung der Tarife und der
Umstrukturierung von Telecom Eireann unter­
breitet.

(4) Die irische Regierung hat zugesagt, daß sie nach
erteilter Fristverlängerung die durch die Richtlinie
96/ 19/EG geänderte Fassung der Richtlinie
90/388/EWG gemäß folgendem Zeitplan in natio­
nales Recht umsetzen würde :

— viertes Quartal 1996 : Errichtung einer unabhän­
gigen , eigenständigen Telekom-Aufsichtsbe­
hörde mit entsprechenden Vorkehrungen für
deren Finanzierung durch die Industrie;

— erstes Quartal 1998 : Veröffentlichung der vorge­
sehenen Gesetzesänderungen zur Einführung
des vollständigen Wettbewerbs und Aufhebung
sämtlicher Beschränkungen bis 1 . Januar 2000
nebst Vorschlägen zur Finanzierung des
Universaldienstes;

— drittes Quartal 1998 : Zieldatum für die Vollen­
dung der Gesetzesänderungen;

— viertes Quartal 1998 : Vorlage der Entwürfe von
Lizenzen für die Erbringer von Sprachtelefon­
diensten und/oder die Betreiber der dazugehö­
rigen Netze ;

— erstes Quartal 1999 : Veröffentlichung der
Lizenzbedingungen für sämtliche Dienste und
der Gebühren für das Zusammenschalten im
Einklang mit den einschlägigen Gemeinschafts­
richtlinien und

— Juli-Dezember 1999 : Erteilung der Lizenzen
und Änderung bestehender Lizenzen zur
Einführung des Wettbewerbs im Sprachtelefon­
dienst und des ungehinderten Zusammenschal­
tens der Mobilkommunikation ab 1 . Januar
2000 .

Dieser Antrag wurde den Dienststellen der
Kommission am 15. Mai 1996 unterbreitet.

II . Eingegangene Stellungnahmen

(5) Nach der am 13 . Juni 1996 erfolgten Veröffentli­
chung sind von 14 Unternehmen und dem irischen
Gewerkschaftsbund Stellungnahmen zu diesem
Antrag eingegangen .

(■) ABl . Nr. C 213 vom 6. 8 . 1993, S. 1 .
2 ABl . Nr. C 379 vom 31 . 12 . 1994, S. 4.
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nicht hierarchischer Netze und die Einführung
von Zugangssystemen mit Kupferkabeln einer
niedrigen und hohen Bandbreite . Bisher verfügt
kein anderer Mitgliedstaat über Netze , die
solchen Anforderungen entsprechen . Außerdem
wurden Zweifel beim Ausmaß der Telecom
ßireann auferlegten Verpflichtung zum Univer­
saldienst geäußert . Gemäß dem irischen Tele­
kommunikationsgesetz ist Telecom Eireann nur
verpflichtet, die Benutzeranforderungen zu
erfüllen , die nach seiner eigenen Einschätzung
„umstandslos durchführbar" sind . Die
Entschlossenheit von Telecom fiireann, die
Qualität seiner Telekommunikationsdienste zu
verbessern, sei das Ergebnis eigener Entschei­
dungen und nicht staatlicher Vorgaben ;

— die im Juni angekündigte Einbeziehung des
neuen Partners PTT Telecom/Telia dürfe nicht
dazu benutzt werden, die Einführung des Wett­
bewerbs hinauszuzögern;

— mit den Fristverlängerungen würde die beste­
hende Beherrschung des irischen Telekommu­
nikationsmarktes durch Telecom fiireann fort­
geschrieben, was die Gefahr eines Mißbrauches
erhöhen könnte . Telecom ßireann würde
Anbieter von liberalisierten Diensten
hinsichtlich z. B. Großmengenrabatten benach­
teiligen, die Kunden eines vergleichbaren
Aufkommens eingeräumt werden , die Investi­
tionen in öffentliche Fernsprecher vernachläs­
sigen und deren Bereitstellung durch konkur­
rierende Unternehmen verzögern ;

— ein Markt, auf dem die Betreiber alternative
Netze errichten und Mehrwert- sowie Daten­
übertragungsdienste anbieten können, wird ein
stabiles Umfeld schaffen, das Anreize für
Telecom ßireann bereithält, seinen Betrieb
umzustrukturieren und seine schnelle und
wirksame Umwandlung in eine marktgemäße
und kundenorientierte Einrichtung zu voll­
enden. Ein solches Umfeld wird gewährleisten,
daß die Einnahmeströme des Sprachtelefon­
dienstes geschützt bleiben , so daß Telecom
fiireann in der Lage sein wird, seine Schulden
uneingeschränkt zu bedienen . Mit der vollstän­
digen Liberalisierung werden die Anbieter in
der Lage sein , die Kundenanforderungen umge­
hend zu erfüllen, da miteinander konkurrie­
rende Infrastrukturen vorhanden sein werden;

(6) Gemäß diesen Stellungnahmen:

— haben die irischen Behörden nicht nachge­
wiesen, daß das irische Telekomnetz tatsächlich
so unterentwickelt ist, um eine Fristverlänge­
rung für die vollständige Liberalisierung zu
rechtfertigen . Damit seien die Kriterien der
Richtlinie 90/388/EWG in ihrer geänderten
Fassung, insbesondere Artikel 2 Absatz 2 nicht
erfüllt . Ein modernes Grundnetz sei nunmehr
vorhanden, und Telecom fiireann sei nicht
bestrebt, die Wartelisten zu verkürzen, sondern
die Nachfrage „anzuregen";

— es trifft zwar zu, daß in der Vergangenheit die
Telekomnetze in Irland im Vergleich mit
einigen anderen Mitgliedstaaten geringer ausge­
baut waren, doch erhebliche Fortschritte seien
in den vergangenen Jahren, auch mit Hilfe von
Gemeinschaftsmitteln (rund 65 bis 70 Mio.
ECU für den Zeitraum 1989 bis 1999), erzielt
worden . Telecom fiireann hat mit Erfolg die
Anschlußdichte erhöht; so nahmen zwischen
dem 1 . April 1994 und dem 31 . März 1995 die
Anschlüsse um 6 % zu, was einem Zuwachs bei
Neuanschlüssen von 22 % entspricht;

— die Fernsprechtarife von Telecom ßireann sind
zwischen 1986 und 1994 real um 34 % zurück­
gegangen , das Gesamtaufkommen ist im Jahr
1994/95 um 7,4 % gewachsen;

— die vorgesehene Tarifumstrukturierung und
Kostenbereinigung von Telecom ßireann sind
so allgemein und unklar formuliert, daß ihnen
die Glaubwürdigkeit fehlt;

— die in dem Antrag vorgebrachten Argumente
insbesondere hinsichtlich der Verschuldung
von Telecom fiireann sind stark übertrieben
und irreführend. Aus dem letzten Jahresab­
schluß des Unternehmens geht hervor, daß
seine Finanzlage in mancher Hinsicht überra­
schend gesund ist;

— die hohen Kosten für die Erbringung von
Diensten in Irland müßten auch von jedem
anderen Wettbewerber getragen werden;

— die von Telecom fiireann für die Vervollständi­
gung der Grundversorgung vorgesehenen Inve­
stitionen, die einer Steigerung von 43 %
entsprechen, sind zu hoch angesetzt. Diese
Investitionen können vor der Liberalisierung
nicht als notwendig gelten , zumal Irland nach
eigenen Aussagen bereits über ein modernes
Netz einschließlich ISDN-Einrichtungen
verfügt, das ebenso ausgebaut ist wie die Netze
anderer Telekommunikationsorganisationen in
Europa . Sie betreffen die Errichtung landes­
weiter Glasfaser-SDH-Netze, die Einrichtung

— die beantragte Fristverlängerung bei der
Verwendung alternativer Infrastrukturen würde
den Verkehr zwischen Nordirland und fiire
insofern beeinträchtigen, als die Betreiber in
Nordirland daran gehindert würden, bei den
grenzüberschreitenden Datendiensten und den
Anrufen in geschlossenen Benutzergruppen
weiterhin Gewinne zu erzielen .
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— Der irische Gewerkschaftsbund befürchtet, daß
der Regierung enorme laufende Zusatzkosten
entstehen , wenn keine ausreichenden
Einnahmen gewährleistet sind, um die unver­
meidbar zunehmenden Investitionen, die
Senkung der Tarife und die Entgeltung der
Aktionäre zu bestreiten . Dadurch würden die
Aussichten der für Dezember anstehenden
Verhandlungen für eine neue Vereinbarung
über Soziale Partnerschaft getrübt, was zur
Folge haben könnte, daß sich die Gewerk­
schaften aus der Mitwirkung an der Liberalisie­
rung dieses strategischen Wirtschaftszweigs von
zentraler Bedeutung zurückziehen könnten .

(7) Mit Schreiben vom 29 . Juli 1996 hat die Kommis­
sion die 15 Stellungnahmen übersandt, die von
Dritten nach der am 13 . Juni 1996 erfolgten Veröf­
fentlichung ihrer Bekanntmachung zur Eröffnung
des Verfahrens vorgelegt worden sind.

— In dem am 4. April 1996 zu Ende gehenden
Geschäftsjahr stellten die Betriebskosten 55 %
der Einnahmen dar und die Personalkosten
weit über 50 % der Betriebskosten . Schwer­
punkt des Kostenabbaus ist die Verkleinerung
des Personals . Da nur freiwilliges Ausscheiden
aus dem Dienst in Frage kommt, wird für den
Personalabbau ein Zeitraum von mehreren
Jahren benötigt. Außerdem prüft TE aktiv die
Möglichkeiten für eine Auslagerung in
mehreren Bereichen, wobei jedoch in Abstim­
mung mit dem Personalabbau behutsam vorge­
gangen werden muß . Aus diesen Gründen ist
ein Zeitraum von drei Jahren erforderlich , um
die erforderlichen Änderungen in der Kosten­
struktur herbeizuführen .

— Die Anschlußkosten und Grundgebühren sind
für Telecom Eireann Verlustbringer, die an zwei
Fronten angegangen werden müssen : Erhöhung
der Einnahmen und Verringerung der Kosten .

— Neben der Durchschnittshöhe der Grund- und
Rufgebühren muß die Preisstruktur überarbeitet
werden . Beispiele möglicher Änderungen sind :

i) Senkung der Grundgebühr für Teilnehmer
mit niedrigen Einkommen oder geringer
Anruffrequenz;

ii) Einführung von Gesprächsdauer-Gebühren
ohne Mindestgebühr, oder niedrige Anfangs­
gebühr.

In beiden Fällen ist Zeit erforderlich, um die
Strukturen zu einem marktorientierten System
hinzuführen .

In Erwiderung auf diese Stellungnahmen führten
die irischen Behörden mit Schreiben vom 19 .
September 1996 u . a . folgendes aus :

— Telecom fiirann unterliegt weiterhin den
einschlägigen europäischen und irischen Wett­
bewerbsregeln, und jedem Beeinträchtigten
steht der normale Rechtsweg offen . Die bean­
tragte Fristverlängerung ändert nichts an
diesem Sachverhalt .

— Die Verschuldung von Telecom Eirann bildet,
obwohl sie sich verbessert hat, weiterhin eine
erhebliche Einschränkung. Das Verhältnis von
Verschuldung zu Eigenkapital zum Ende des
Geschäftsjahres 1995/96 betrug 139,9 für
Telecom Eirann, 8,9 für British Telecom, 124,3
für Telefonica de Espana, 65 für Portugal
Telecom, 39,4 für OTE, 59 für France Telecom,
242,5 für Belgacom und 405,9 für Deutsche
Telekom.

— ESAT Digifone wäre in einer besonderen
Vorzugsstellung, wenn es andere Dienste als
GSM über seine eigene Infrastruktur betreiben
könnte .

— Die Anschlußdichte ist eine einfache Meßgröße
für den Entwicklungsstand des Netzes und des
Universaldienstes, der in Irland weit unter den
Gemeinschafts-Durchschnittswerten liegt .
Dieser Rückstand kann vor dem Jahr 2000
nicht aufgeholt werden . Er ist vor allem in den
ländlichen Gebieten mit ihrer weiterhin nied­
rigen Anschlußdichte besonders ausgeprägt, wo
die Zubringernetze, in der Regel der aufwen­
digste Teil des Netzausbaus, erheblich verbes­
sert werden müssen , um Anschlüsse und eine
ausreichende Dienstequalität zu gewährleisten .

III . Anwendung der Ausnahmebestimmung
von Artikel 90 Absatz 2 EG-Vertrag

(8) Gemäß Artikel 90 Absatz 2 gelten die Wett­
bewerbsregeln für Unternehmen, die mit Dienstlei­
stungen von allgemeinem wirtschaftlichen Inter­
esse betraut sind, soweit deren Anwendung nicht
die Erfüllung der diesen Unternehmen übertra­
genen besonderen Aufgaben rechtlich oder
tatsächlich verhindert. Die Anwendung dieser
Bestimmung auf den Telekommunikationssektor
wurde mit der Richtlinie 90/388/EWG, geändert
durch die Richtlinien 96/2/EG und 96/ 1 9/EG fest­
gelegt. Demnach gestattet die Kommission
bestimmten Mitgliedstaaten auf Antrag, während
zusätzlicher Zeiträume die ausschließlichen Rechte
aufrechtzuerhalten , die den mit der Bereitstellung
von öffentlichen Telekommunikationsnetzen und
mit der Erbringung von Telekommunikationsdien­
sten betrauten Unternehmen gewährt wurden,
sowie Wettbewerbsbeschränkungen, die erfor­
derlich sind, um die besonderen Aufgaben dieser
Unternehmen zu erfüllen .
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betraute Unternehmen in der Lage sein , die
weniger gewinnbringenden Bereiche aus den profi­
tablen Sektoren zu finanzieren, was die Einschrän­
kung des Wettbewerbs in letzterem Bereich recht­
fertigt .

( 14) Wenn man anderen Unternehmen erlauben würde,
den Wettbewerb in den Bereichen ihrer Wahl
aufzunehmen, würden sie sich für die einträglich­
sten Bereiche entscheiden und günstigere Tarife als
die Inhaber der ausschließlichen Rechte anbieten,
da sie nicht aus wirtschaftlichen Gründen
gezwungen sind, einen Verlustausgleich zugunsten
der weniger profitablen Sektoren vornehmen zu
müssen .

( 15) Die Beschränkungen des Wettbewerbs sind jedoch
nicht zu rechtfertigen bei abtrennbaren Sonder­
diensten, die im Gegensatz zum Sprachtelefon­
dienst nicht dem Allgemeininteresse dienen,
sondern die besonderen Anforderungen einzelner
Abnehmer erfüllen und die angesichts ihrer
Beschaffenheit, der Voraussetzungen, unter denen
sie angeboten werden sowie ihres Verbreitungsge­
biets nicht das wirtschaftliche Gleichgewicht des
Inhabers der ausschließlichen Rechte beeinträch­
tigen .

( 16) In einigen Stellungnahmen wurde geltend
gemacht, daß auch Neuzugänger an der Erfüllung
der Aufgabe von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse beteiligt werden könnten . In absehbarer
Zeit wird jedoch allein Telecom Eireann in der
Lage sein , den Universaldienst auch in dünn besie­
delten Gebieten zu gewährleisten . Aus diesem
Grund hat die Kommission bei jeder der bean­
tragten Zusatzfristen geprüft, ob sie tatsächlich
erforderlich ist, um Telecom fiireann in die Lage
zu versetzen, seinen Auftrag unter wirtschaftlich
annehmbaren Bedingungen zu erfüllen .

(9) Bei der Erbringung von öffentlichen Telekommu­
nikationsdiensten und -netzen hat es sich gezeigt,
daß Telecom Eireann eine Fernmeldeorganisation
im Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 90/388/EWG
ist, da es gemäß Abschnitt 14 Absatz 1 des Irish
Postal and Telecommunications Services Act von
1983 mit einer Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse betraut wurde, die es
erfordert:

a) einen landesweiten Telekommunikationsdienst
innerhalb des Staates und zwischen dem Staat
und Orten außerhalb zu erbringen;

b) die industriellen, kommerziellen, sozialen und
haushaltsmäßigen Anforderungen des Staates an
umfassende und effiziente Telekommunika­
tionsdienste zu erfüllen und zumutbaren
Nachfragen nach solchen Diensten innerhalb
des Staates in dem Maße nachzukommen, wie
dies von dem Unternehmen als durchführbar
angesehen wird und

c) Beratungs-, Ausbildungs- und Auftragsdienste
innerhalb und außerhalb des Staates nach
eigenem Belieben zu erbringen .

( 10) Diese Bestimmung erlaubt es Telecom Eireann, die
Erbringung von Telekomdiensten abzulehnen,
wenn dies für das Unternehmen nicht zumutbar
wäre . Nach den Aussagen der irischen Regierung
wäre diese Ausnahme von der allgemeinen in
Sektion 14 Absatz 1 auferlegten Verpflichtung auf
jeden Fall eng ausgelegt worden . Von Bedeutung ist
auch Sektion 15 Absatz 1 Buchstabe a) des
Gesetzes, womit Telecom Eireann auferlegt wird,
diese Dienste zu möglichst niedrigen Gebühren zu
erbringen .

( 11 ) Telecom fiireann geht grundsätzlich davon aus, daß
es alle zumutbaren Anträge auf Telefondienst unab­
hängig vom Standort zu den normalen Lieferbedin­
gungen erfüllt. Außerdem werden die Gebühren für
den Anschluß an das Telefonnetz, die Grundge­
bühr und die Rufgebühren landesweit auf einheit­
licher Grundlage erhoben . Darüberhinaus stellt
Telecom Eireann unwirtschaftliche öffentliche
Fernsprecher und einen gebührenfreien Anruf für
Notfälle zur Verfügung. Diese Aufgaben müssen
ungeachtet der jeweiligen Gegebenheiten oder des
Rentabilitätsgrades des jeweiligen Vorgangs erfüllt
werden .

(12) Es ist deshalb der Frage nachzugehen, in welchem
Umfang die beantragte befristete Ausschließung
jeglichen von seiten anderer Betreiber ausgehenden
Wettbewerbs erforderlich ist, um den Inhaber der
ausschließlichen Rechte in die Lage zu versetzen ,
seine Aufgabe von allgemeinem Interesse unter
wirtschaftlich angemessenen Bedingungen fort­
führen zu können.

( 13) Um unter ausgewogenen Bedingungen wirtschaften
zu können, muß das mit der besonderen Aufgabe

B. RECHTLICHE WÜRDIGUNG

I. Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist für den Sprachtelefondienst und die
dazugehörige Netzinfrastruktur

Bewertung der Auswirkungen einer Aufhebung
der ausschließlichen Rechte von Telecom Eireann

( 17) Der Sprachtelefondienst ist in Artikel 1 der Richt­
linie 90/388/EWG definiert. Sein Erfassungsbereich
wurde in der Mitteilung der Kommission 95/C
275/02 an das Europäische Parlament und den Rat
über den Stand der Umsetzung der Richtlinie
90/388/EWG über den Wettbewerb auf dem Markt
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Durchführung der Strukturanpassungen einen
zusätzlichen Zeitraum benötigen .

der Telekommunikationsdienste (') und in einem
Briefwechsel zwischen der Kommission und den
Mitgliedstaaten geklärt. Der Vorbehalt des Sprach­
telefondienstes ist eine eng auszulegende
Ausnahme von dem Grundsatz des Wettbewerbs. (21 ) Bei der Prüfung der erforderlichen Strukturanpas­

sungen sind folgende Gegebenheiten zu berück­
sichtigen :

— das Erfordernis, die Tarife noch weitergehend
umzugestalten;

— die geringe Anschlußdichte und

— der hohe Verschuldungsgrad und die Kosten­
struktur von Telecom ßireann .

( 18) Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
müssen zusätzliche Ubergangsfristen in einem
angemessenen Verhältnis zu den von der irischen
Regierung erwähnten Anstrengungen zur Erzielung
der im Hinblick auf die Einführung eines unein­
geschränkten Wettbewerbs erforderlichen Struk­
turanpassungen stehen, d . h .:

i) der weitere Ausbau der Telekommunikations­
netze von Telecom Eireann;

ii) die weitergehende Anpassung der Tarifstruktur
von Telecom Eireann und

iii) die Vollendung der Umwandlung von Telecom
Eireann in eine marktgemäße und kunden­
orientierte Organisation, die eine Fortentwick­
lung seiner Produkte und die Umstrukturierung
seiner Kostengrundlage bedingt.

a) Umgestaltung der Tarife

(22) Die irische Regierung macht geltend, daß seit 1990
sämtliche Gebühren (ohne Mehrwertsteuer und
Rabatte) einschließlich Grundgebühr und Ortsge­
spräche real erheblich gesenkt worden sind. Trotz
dieser Leistung habe Telecom Eireann weiterhin
relativ hohe Fernsprechgebühren , die teilweise mit
den Kosten nicht übereinstimmen . Telecom
Eireann hat sich das Ziel gesetzt, bis zum Jahr
2000 seine Preise im untersten Viertel der OECD­
Länderstatistik anzusiedeln . Um dieses Ziel zu
erreichen , sei es weiterhin erforderlich, die
Gebühren so anzupassen , daß die Preise noch
weiter den zugrundeliegenden Kosten angenähert
werden . Irland geht bei der Umgestaltung der
Tarife stufenweise und flexibel vor, um den
Verbrauchern zumutbare Preise und eine angemes­
sene Dienstequalität zu sichern . Wegen der
Vorgaben der vorgesehenen Preiskappungsregelung
benötigt Telecom fiireann noch fünf Jahre, um
sowohl die Tariferhöhungen als auch die niedri­
geren Sätze für die Ortstarife, d. h . von 1996 bis
zum Jahr 2000 einzuführen . Ausgehend von der
realistischsten Vorhersage sei Telecom fiireann
stark genug, um die Liberalisierung im Jahr 2000
zu überleben.

( 19) Mit der Gewährung der ausschließlichen Rechte an
Telecom Eireann sollte die Grundversorgung beim
Sprachtelefondienst und die Errichtung des öffent­
lichen Telekommunikationsnetzes gewährleistet
werden . Dadurch konnte Telecom Eireann nicht
nur die umfangreichen Investitionen in die Digita­
lisierung seines Netzes billiger finanzieren
(staatlich verbürgte Kreditaufnahme und Finanzie­
rung von 2 % seines Aktivvermögens über
Zuschüsse aus dem europäischen Regionalentwick­
lungsfonds), sondern auch höhere Tarife und
weniger effiziente Kostenstrukturen (Personalüber­
hang) als unter freien Wettbewerbsbedingungen
aufrechterhalten . Gemäß einer Stellungnahme (2) ist
„der Personalüberhang insbesondere in der Alters­
gruppe 35 bis 44 Jahre bei Telecom Eireann
dadurch entstanden, daß zu Beginn der 80er Jahre
sein Modernisierungsprogramm durch eigenes
Personal und nicht durch außenstehende private
Unternehmen durchgeführt wurde". (23) Die auf Unterlagen, welche sich im Besitz der

Kommission befinden, beruhende nachstehende
Tabelle (3), in der bestimmte Telefontarife von
Telecom ßireann mit den entsprechenden Werten
eines Betreibers gegenübergestellt werden , der
bereits seine Tarife umgestellt hat (4), unterstützt die
Auffassung der irischen Regierung:

(20) Dies zeigt, daß ausschließliche Rechte kein ange­
messenes Mittel zur Förderung des Ausbaus der
Telekommunikationsnetze sind. In seiner
Entschließung vom 22. Juli 1993 hat der Rat aner­
kannt, daß die Aufrechterhaltung dieser ausschließ­
lichen Rechte bis 1 . Januar 1998 beendet werden
sollte, wobei denjenigen Mitgliedstaaten Uber­
gangsfristen eingeräumt werden sollten, die zur

(3) Für die Kommission, GD XIII, von Tanfica erstellte Studie.
(4) Ein direkter Vergleich der Telefontarife von Telecom Eireann

mit dem Gemeinschaftsdurchschnitt (der keinen gewichteten
Durchschnitt bildet) wäre nicht angemessen, da die Tarifstruk­
turen der 15 Telekommunikationsorganisationen in der Ge­
meinschaft noch stark divergieren. Außerdem sind sie gerade
dabei , ihre Tarife umzustellen .

(') ABl . Nr. C 275 vom 20 . 10 . 1995, S. 2 .
(2) Coin and Card Technology (CCT), S. 4.
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Tarife in ECU zum 1 . Januar 1996
Telecom
Éireann

British
Telecom

Abweichung
TE/BT

(BT = 100)

Zweimonats-Grundgebühr 29,57 C) 19,53 151,4

Ortsgespräche von 3 bzw. 10 Minuten Dauer 0,14 — 0,14 0,06 — 0,19 233,5 — 73,7

Spitzenzeiten 0,14 — 0,56 0,14 — 0,47 100 — 119,1

Ferngespräche von 3 bzw. 10 Minuten Dauer 1,12 — 3,37 0,35 — 1,16 320 — 290,5

Gespräche innerhalb EG von 3 bzw. 10 Minuten Dauer 1,80 — 6,00 1,29 — 4,31 139,5 — 139,2

(*) Kunden mit niedrigem Einkommen erhalten Sozialtarife .

(24) Da wegen des technischen Fortschritts im Netz die
Kosten immer weniger von der Entfernung
abhängen, bedingt eine Kostenausrichtung der
Tarife im allgemeinen eine Anpassung der Preise ,
um die Kosten durch die Einnahmen ausgleichen
zu können, was bedeutet:

— die Einnahmen aus Anschluß- und Grundge­
bühren decken die Festkosten zuzüglich einer
Einheitsspanne,

— die Einnahmen aus Ortsgesprächen decken die
Kosten der Ortsgespräche zuzüglich einer
Einheitsspanne,

— die Einnahmen aus Ferngesprächen decken die
Kosten der Ferngespräche zuzüglich einer
Einheitsspanne,

— die Einnahmen aus Auslandsgesprächen decken
die Kosten der Auslandsgespräche zuzüglich
einer Einheitsspanne .

Deshalb müssen die Telekomorganisationen die
Zweimonats-Grundgebühr und die Ortsgesprächs­
tarife erhöhen (oder zumindest nicht senken) und
die Ferngesprächstarife senken . Telecom Eireann
hat bei der Umgestaltung der Gebühren für die
Ortsgespräche einige Fortschritte erzielt, benötigt
jedoch zusätzlich Zeit, um die Gebühren für Fern­
und Auslandsgespräche zu senken .

(25) Gemäß einer Stellungnahme (') ist die Höhe der
Tarife für die Erbringung von Telekommunika­
tionsdiensten keine passende Bezugsgröße, um das
Ausmaß der vollzogenen Tarifanpassung zu ermit­
teln . Doch selbst wenn man die in dieser Stellung­
nahme vorgeschlagene Methode anwendet, ergibt
sich für Dänemark und die Niederlande, die ihren
Sprachtelefondienst bereits im Vorgriff auf den 1 .
Januar 1998 liberalisiert haben, ein sehr viel weiter­
gehender Abbau des Ungleichgewichts zwischen

einerseits den Grundgebühren und den Ortsge­
sprächtarifen sowie andererseits den Tarifen für
Fern- und Auslandsgespräche als in Irland.

(26) In derselben Stellungnahme wird eingeräumt, daß
hohe Gebührentarife das Ergebnis besonderer
Umstände sein können, wie z . B. eine niedrige
Bevölkerungsdichte, was pro Kopf berechnet die
Erbringung von Telekommunikationsdiensten
entsprechend verteuern kann . Dies könnte auf
Irland zutreffen . Wie bereits erwähnt bieten BT

und MCL Sprachtelefondienste vom Vereinigten
Königreich nach Irland zu Preisen an , die fast halb
so niedrig sind wie die Gebühren von Telecom
Eireann (2). Man kann deshalb davon ausgehen, daß
bei einer unverzüglichen Liberalisierung des
Sprachtelefondienstes diese Unternehmen zumin­
dest in einigen Gebieten Irlands ihre Dienste zu
wesentlich niedrigeren Gebühren (vor allem bei
den Fern- und Auslandsgesprächen) als Telecom
Eireann anbieten würden, wodurch es gezwungen
wäre, seine Tarife in diesen rentabelsten Marktseg­
menten spürbar zu senken , um keine Telefon­
kunden an Neuzugänger zu verlieren .

(27) Angesichts der bereits im Jahr 1993 vollzogenen
Tariferhöhungen für die Grundgebühr und die
Ortsgespräche und der festen Zusagen , bis zum
Jahr 2000 die Gebühren für Fern- und Auslandsge­
spräche zu senken, kann die Fortsetzung des
stufenweisen Vorgehens bei der noch anstehenden
Tarifanpassung als gerechtfertigt gelten . Darüber
hinaus würde eine Beschleunigung des Tarifumge­
staltungsprozesses zu politischen Problemen
führen, da in diesem Falle eine Erhöhung der
Gebühren für Ortsgespräche erforderlich wäre .

b) Anschlußdichte

(28 ) Bei der Erhöhung der Anschlußdichte konnte sich
Telecom Eireann in den vergangenen fünf Jahren
innerhalb der Gemeinschaft in die Zuwachsraten­
Spitzengruppe einreihen . Verglichen mit den

(') Esat Telecom, S. 34, Ziff. 49 . (2) ITL, S. 8 .
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meisten Mitgliedstaaten ist die Telefondichte
jedoch weiterhin vergleichsweise niedrig. In
einigen Stellungnahmen wird zu Recht darauf
hingewiesen , daß sich mit der Einführung des
Wettbewerbs die Telefondichte erhöhen würde .
Man kann jedoch davon ausgehen, daß Neuzu­
gänger in einer ersten Phase sich auf die Großab­
nehmer konzentrieren würden, um ausreichende
Gewinne anzusammeln, bevor sie sich den Neuab­
nehmern zuwenden . Dem Argument der irischen
Regierung, wonach es der Öffentlichkeit zum
Vorteil gereichen würde, wenn Telecom fiireann in (31 )
die Lage versetzt wird, seine Ausbauprogramme zur
weiteren Erhöhung der Telefondichte fortzusetzen,
kann man deshalb zustimmen, selbst wenn die
Telecom Eireann eingeräumte Zusatzfrist das
Unternehmen in die Lage versetzen sollte, seine
Marktstellung durch die Verbesserung seiner
Leistungsfähigkeit zu stärken . Dieser Ausbau würde
in einem bestimmten Maße auch zukünftigen
Neuzugängern nutzen, da mit der Ausweitung der
Teilnehmer der öffentlichen Telekommunikations­
netze die Anzahl der Gespräche steigen wird, die
sowohl auf Telecom Eireann als auch auf die
Neuzugänger entfallen werden .

Privathaushalten ausgeht. Ein zusätzliches Markt­
wachstum würde somit vom Angebot neuer
Dienste und Zuwächsen bei den Geschäftskunden
abhängen, was am besten durch die Einführung des
Wettbewerbs beschleunigt werden könnte, aber
keine zusätzlichen Umsetzungsfristen rechtfertigen
würde .

c) Verschuldung und Kostenstruktur

Telecom Eireann muß bei der bevorstehenden
Einführung des Wettbewerbs zwei Erblasten bewäl­
tigen : Seine niedrige Produktivität (ein Beschäf­
tigter für 99 Anschlüsse) und seine Verschuldung
(862 Mio. Ir£ Ende März 1995 entsprechend einer
Verhältniszahl von Schulden zu Eigenkapital von
1,9). Zwischen 1985 und 1995 hat Telecom
Eireann seine Produktivität bereits erheblich gestei­
gert, was sich in der Entwicklung seiner Personal­
aufwendungen widerspiegelt, die von 42 % des
Umsatzes auf 30 % gesunken sind . Der Personalbe­
stand wurde von 1 8 000 auf unter 1 2 000 verringert .
Eine geringe Anzahl von Anschlüssen je Beschäf­
tigtem ist aber offensichtlich ein zwingendes
Ergebnis der niedrigen Bevölkerungsdichte in
Irland. Internationale Vergleiche zeigen, daß in
Ländern mit niedriger Bevölkerungsdichte die
Anzahl der Anschlüsse je Beschäftigtem selbst nach
Einführung des Wettbewerbs und einer weit voran­
geschrittenen Digitalisierung niedriger bleibt . Mit
der planmäßigen Zunahme der Telefondichte in
den kommenden Jahren wird die in der Anzahl
der Anschlüsse je Beschäftigtem ausgedrückte
Produktivität bis 1999 die gegenwärtig in Finnland
bestehende Höhe erreichen . Ein Personalüberhang
ist ein typisches Merkmal der Telekommunika­
tionsorganisationen vor der Privatisierung, was aber
nach Auffassung der Kommission keine über den
1 . Januar 1999 hinausgehende zusätzliche Umset­
zungsfrist rechtfertigen kann .

(29) Aus den von der irischen Regierung vorgelegten
Angaben geht nicht nur hervor, daß die Telefonan­
schlußdichte in Irland niedrig ist, sondern auch ,
daß die unbefriedigte Nachfrage begrenzt ist. Es
hat sich gezeigt, daß die Wartelisten für Neuan­
schlüsse spürbar abgenommen haben, wobei zu
bedenken ist, daß bei jedem achten Anschluß
Sozialtarife für berechtigte Rentner bei der Grund­
gebühr und den Rufeinheiten in Anspruch
genommen werden .

(30) Die Ausbauprogramme zur Erhöhung der
Anschlußdichte können deshalb die Fortführung
der ausschließlichen Rechte von Telecom ßireann
für einen begrenzten Zeitraum rechtfertigen . Wenn
man die bisherige Zuwachsrate der Anschlußdichte
von Telecom Eireann von 2 % jährlich in die
Zukunft fortrechnet, würde Telecom fiireann im
Jahr 1999 eine Dichte erreichen, wie sie gegen­
wärtig in Italien und Belgien besteht, zwei
Mitgliedstaaten, die für zusätzliche Umsetzungsfri­
sten nicht in Betracht kommen . Eine längere
Zusatzfrist für die Umsetzung wäre dann nicht
mehr zu rechtfertigen, selbst wenn die Zunahme
der Anschlußdichte von Telecom ßireann in den
nächsten Jahren zurückgehen sollte . Wie bereits
erwähnt ist es wegen einer Reihe demographi­
scher (') und wirtschaftlicher Besonderheiten
durchaus möglich, daß gegenwärtig keine weitere
Nachfrage nach zusätzlichen Anschlüssen von den

(32) Hinsichtlich der Verschuldung geht aus den von
der irischen Regierung vorgelegten Angaben
hervor, daß sich seit 1993 die Finanzlage von
Telecom fiireann spürbar verbessert hat . Gemäß
der Stellungnahme belief sich die Verschuldung
von Telecom ßireann zum Ende des Geschäfts­
jahres 1995/96 auf 700 Mio. Ir£, was ein Verhältnis
zum Eigenkapital von 1,4 ergibt . Außerdem wird
Telecom fiireann insgesamt 220 Mio . Ir£ aus den
Verkaufserlösen erhalten . 150 Mio . Ir£ werden
beim Abschluß und der Restbetrag von 70 Mio . Ir£
nach rund drei Jahren bei der Wahrnehmung der
Option durch die strategischen Partner oder der
öffentlichen Ausschreibung zugeführt. Die den
Betrag von 220 Mio . Ir£ übersteigenden Erlöse
werden vom Staat zum Abbau seiner Verbindlich­
keiten gegenüber der Pensionskasse verwendet.
Dies wird Telecom fiireann in die Lage versetzen,
seine Verschuldung aus eigenen Mitteln bis Ende
1998 noch weiter abzubauen . Zu jenem Zeitpunkt
wird die Verschuldungskennziffer von Telecom
ßireann somit den Betreibern in Ländern

(') Gemäß dem irischen Antrag beträgt die durchschnittliche
Haushaltsgröße in Irland 3,2 Personen, d.h . mehr als in den
meisten übrigen Mitgliedstaaten . Dadurch verringert sich das
Potential für die Erhöhung der Anschlußdichte bei den Haus­
haltungen .
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entsprechen, die ihren Markt dem Wettbewerb
öffnen werden : Die Kennziffern der Deutschen
Telekom und von Belgacom beliefen sich im Jahr
1995 auf 2,5 bzw. 1,4 ('). Somit wäre aufgrund der
Verschuldung von Telecom Eireann keine zusätz­
liche Umsetzungsfrist nach 1998 zu rechtfertigen .

Auswirkungen auf den Handel

(33) Zweck einer Verschiebung der Liberalisierung des
Sprachtelefondienstes ist es, den Eintritt von Wett­
bewerbern auf den Markt des Sprachtelefondienstes
hinauszuzögern . Wie in einer Stellungnahme
hervorgehoben (2), wird dadurch der Handel beein­
trächtigt, da Weltunternehmen wie AT&T, BT,
C&W, Global One/Sprint oder France Telecom in
Irland bereits vertreten oder an diesem Land inter­
essiert sind. Das Entstehen alternativer irischer

Anbieter wird ebenfalls hinausgezögert, wodurch
deren Fähigkeit zur Expansion außerhalb Irlands
eingeschränkt wird, wenn in der Zwischenzeit die
Neuzugänger in den Mitgliedstaaten , die ihre
Märkte zum 1 . Januar 1998 liberalisieren, einen
Zweijahresvorsprung erlangt haben werden .

(34) Wenn auch mit der Gewährung einer Zusatzfrist
der Telekommunikationsmarkt in Irland zwei
Jahre lang abgeschottet würde, wären die damit
verbundenen nachteiligen Auswirkungen auf den
Handel in der Gemeinschaft durch folgende
Faktoren begrenzt :

— Der begrenzte Umfang des irischen Telekom­
munikationsmarktes verglichen mit dem
Gemeinschaftsmarkt. Es ist zu erwarten, daß
zum 1 . Januar 1998 umfangreiche Investitionen
vor allem in Mitgliedstaaten wie Deutschland,
den Niederlanden und Frankreich erfolgen , wo
eine höhere Rentabilität zu erwarten ist;

— Die Dauer der beantragten Fristverlängerung:
Zur Einführung eines neuen öffentlichen Tele­
fonbetreibers ist eine Vorlaufzeit von mehreren
Monaten erforderlich . Der Nachteil einer
zusätzlichen Umsetzungsfrist von 24 Monaten
für potentielle Investoren wäre dadurch
begrenzt, daß sie in der Zwischenzeit ihre Inve­
stitionen vorausplanen könnten, um bereits vor
dem 1 . Januar 2000 betriebsbereit sein zu
können .

(35) Nachteilige Auswirkungen würden auch durch
folgende Gegebenheiten begrenzt:
— Telecom Eireann wird seinen Betrieb nicht auf

Mitgliedstaaten ausweiten , die bereits ihre
Märkte liberalisiert haben . Wäre dies der Fall ,
so könnte die Fristverlängerung, mit der die
Aufrechterhaltung höherer Preise auf dem
Inlandsmarkt ermöglicht wird, nicht nur zur
Vornahme der notwendigen Anpassungen,
sondern auch zur Querfinanzierung von Tätig­
keiten in Auslandsmärkten verwendet werden .
Dadurch würde offensichtlich der Wettbewerb

zu Lasten der vorhandenen und hinzukom­
menden Telekom-Betreiber in den anderen
Mitgliedstaaten im ,Widerspruch zum Gemein­
schaftsinteresse verfälscht werden . Jegliche
Einbeziehung von Telecom Eireann in Investi­
tionen seiner strategischen Partner PTT
Telecom und Telia bzw. Unisource außerhalb
Irlands müßte deshalb während der einge­
räumten Zusatzfrist auf vollkommen transpa­
rente Weise und zu Marktbedingungen erfolgen
und wäre durch einen unabhängigen Über­
prüfer zu überwachen;

— die irische Regierung wird die Lizenzbedin­
gungen ein Jahr vor der vollständigen Liberali­
sierung veröffentlichen und gewährleisten, daß
Telecom Eireann gleichzeitig die den Neuzu­
gängern einzuräumenden Bedingungen für die
Zusammenschaltung veröffentlicht;

— die zusätzliche Umsetzungsfrist bei der Verwen­
dung von eigenen/alternativen Infrastrukturen
wird wie nachstehend angeführt gekürzt .
Dadurch sollen potentielle Neuzugänger in die
Lage versetzt werden , im Vorgriff auf den voll­
ständigen Wettbewerb bereits liberalisierte
Telekomdienste, insbesondere Sprach-Dienste
für Unternehmensnetze und geschlossene
Benutzergruppen auf diesen Netzen anzubieten ;

— die irische Regierung trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß
Telecom Eireann diese zusätzliche Schutzfrist
nicht dazu verwendet, seine beherrschende Stel­
lung auf benachbarte oder nebengeordnete
Märkte wie z . B. den Markt der öffentlichen
Bezahlfernsprecher oder die Fernseh-Kabelin­
dustrie auszuweiten ;

— Unbeschadet der in Artikel 2 dritter Absatz der
Richtlinie 95/51 /EG der Kommission (3) vorge­
sehenen Beurteilung der Auswirkungen gewähr­
leistet die irische Regierung kurzfristig, daß
Cablelink als ein von Telecom Eireann unab­
hängiges Unternehmen geführt wird, solange
Telecom Eireann weiterhin beherrschender
Aktionär ist.

Schlußfolgerung

(36) Aus den vorstehend dargelegten Gründen ist die
Kommission zu der Auffassung gelangt, daß die
nachteiligen Auswirkungen auf den Handel, die
mit der Einräumung einer zusätzlichen Umset­
zungsfrist bis 1 . Januar 2000 anstatt zum 1 . Januar
1998 für die Beseitigung der ausschließlichen
Rechte von Telecom Eireann bei der Bereitstellung
des Sprachtelefondienstes und der dazugehörigen
öffentlichen Netzinfrastruktur verbunden wären,
gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 90/388/
EWG, geändert durch die Richtlinie 96/ 19/EG mit
dem Gemeinschaftsinteresse zu vereinbaren sind,
sofern die vorerwähnten Voraussetzungen erfüllt
werden .

(') Cable & Wireless , S. 4.
(2) Esat Telecom, S. 13 . (3) ABl . Nr. L 256 vom 26. 10 . 1995, S. 49.
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II . Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist für die Aufhebung der Beschrän­
kungen bei der Bereitstellung bereits libe­
ralisierter Telekommunikationsdienste
mit eigener und alternativer Infrastruktur

Bewertung der Auswirkungen einer unverzüg­
lichen Aufhebung der Beschränkungen

(37) Irland macht geltend, daß mit der Aufhebung der
Beschränkungen bei der Verwendung alternativer
Infrastrukturen vor dem 1 . Juli 1999 Anbieter von
liberalisierten Diensten in die Lage versetzt
würden, den Kunden die Zusammenschaltung
ihrer Anrufe mit dem öffentlichen Netz in beiden
Richtungen anzubieten . Eine solche Bereitstellung
wäre abgesehen von unbedeutenden Abweichungen
wie der Numerierung und der Gebühren für die
Zusammenschaltung vom eigentlichen Sprachtele­
fondienst nicht mehr zu unterscheiden . Deshalb
befürchtet Irland, daß trotz der Fristverlängerung
für den Sprachtelefondienst in diesem Bereich
tatsächlicher Wettbewerb entstehen würde .

(38) Außerdem sei zu befürchten, daß mit der Aufhe­
bung der Beschränkungen auch ein Verlust an
Einnahmen aus den Mietleitungen einhergehen
könnte . Es würden zwar nicht sämtliche
Einnahmen wegfallen , doch erhebliche Auswir­
kungen wären insofern zu gewärtigen , als die bei
Telecom Eireann verbleibenden Kunden niedrigere
Tarife erwarten würden . Irland sieht jedoch ein , daß
ein Erfordernis besteht, die Aufhebung der
Beschränkungen bei den alternativen Netzen
vorzuziehen, um die zukünftigen Anbieter in die
Lage zu versetzen , rechtzeitig ihre Netze aufzu­
bauen und zu finanzieren, damit im Zeitpunkt der
Liberalisierung des Sprachtelefondienstes uneinge­
schränkter Wettbewerb herrschen kann . In Anbe­
tracht der geringen Größe Irlands und der Zusam­
menballung der gewinnträchtigsten Kunden ist die
Regierung der Auffassung, daß eine Liberalisierung
der alternativen Infrastrukturen ein halbes Jahr vor
der Liberalisierung des Sprachtelefondienstes die
Neuzugänger nicht in ihrer Fähigkeit beeinträch­
tigen würde , ab 1 . Januar 2000 den uneinge­
schränkten Wettbewerb aufzunehmen .

(39) Gemäß einigen Stellungnahmen wären die Dien­
steanbieter benachteiligt, wenn sie nicht wie der
zweite Mobilfunkbetreiber die Möglichkeit hätten,
auf alternative Infrastrukturen zurückzugreifen , um
bei der Erbringung ihrer Dienste die hohen Kosten
für Mietleitungen einzusparen . Demgegenüber
macht der zweite GSM-Betreiber geltend, daß die
Errichtung eines eigenständigen Grundnetzes hohe
Vorlaufkosten und erhebliche Risiken mit sich
bringen würde, wenn ihm nicht gestattet wäre ,
Fernsprechverkehr von Dritten weiterzuleiten, da
seine überschüssigen Kapazitäten nicht an andere
Erbringer bereits liberalisierter Dienste vermietet
werden könnten . Wenn Irland eine Verschiebung

der Liberalisierung der alternativen Infrastrukturen
gestattet würde, würde dies auch den Wettbewerb
in den GSM-Märkten beeinträchtigen .

(40) Dem Argument, daß die Beschränkungen bei der
Bereitstellung alternativer Netzkapazitäten
aufrechterhalten werden müßten, um die zugelas­
senen Erbringer liberalisierter Dienste daran zu
hindern, das Sprach-Telefonmonopol zu umgehen,
kann nicht zugestimmt werden . Gemäß der Mittei­
lung der Kommission über den Stand der Umset­
zung der Richtlinie 90/388/EWG über den Wett­
bewerb auf dem Markt der Telekommunikations­
dienste kann eine solche „inoffizielle" Umgehung
nicht in größerem Ausmaß erfolgen, ohne in dem
betreffenden Mitgliedstaat bemerkt zu werden . Ein
der Öffentlichkeit angebotener Dienst muß seinem
Wesen nach öffentlich bekannt sein .

Eine solche Umgehung müßte auch deshalb früh­
zeitig erkannt werden, weil bei einem Angebot
kommerzieller Leistungen in der Regel Werbung
für die verfügbaren Dienste betrieben würde oder
zumindest Preislisten, Aufträge und Rechnungen
vorhanden wären .

Die Neuzugänger haben in der Regel das Sprach­
Telefonmonopol beachtet. Die Diensteanbieter
möchten keine Gefahr laufen, daß ihre Zulassung
widerrufen wird und sie nicht in der Lage wären,
ihre Verpflichtungen gegenüber ihren Kunden zu
erfüllen . Mehrere Diensteanbieter haben deshalb
vor der Aufnahme ihres Betriebs diese Frage mit
den nationalen Behörden bzw. den Dienststellen
der Kommission erörtert.

(41 ) Die Verwendung alternativer Netze für die Erbrin­
gung bereits liberalisierter Dienste kann an diesem
Sachverhalt nichts ändern . Die alternativen Netze
müssen als öffentliche Vermittlungsnetze im Sinne
der Richtlinie 90/388/EWG angesehen werden,
wenn sie auf deren technischen Stand gebracht
werden, um sämtlichen interessierten Teilnehmern
Sprachdienste zu erbringen, und dazu mit dem
öffentlichen Telefonvermittlungsnetz der Teleko­
morganisationen zusammengeschaltet werden . Die
Abschlußpunkte der alternativen Netze sind eben­
falls als Abschlußpunkte des öffentlichen Vermitt­
lungsnetzes anzusehen, und die von und nach
diesen Punkten der Öffentlichkeit erbrachten
Sprachdienste werden somit zu Sprachtelefondien­
sten , die gemäß Artikel 2 der Richtlinie der Tele­
komorganisation , d . h . Telecom Eireann weiterhin
vorbehalten werden können .

(42) In Anbetracht der Unterschiede bei der Numerie­
rung und den Gebühren für die Zusammenschal­
tung erkennt auch die irische Regierung an, daß
eine Umgehung des öffentlichen Sprachtelefon­
dienstes entdeckt würde . Da die geänderten
irischen Rahmenbestimmungen und die neue
unabhängige Uberwachungsbehörde erst Anfang
nächsten Jahres einsatzbereit sein werden, wäre in
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der Zwischenzeit nicht auszuschließen , daß Irland
einige Schwierigkeiten bei der wirksamen Durch­
setzung des Sprach-Telefonmonopols haben
könnte . Aus diesem Grund wäre eine zeitlich befri­
stete Verlängerung der Umsetzungsfrist bis zum
Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Rahmenbe­
stimmungen zu rechtfertigen .

(43) Auch dem zweiten Argument, daß die Aufhebung
dieser Beschränkungen einen Einnahmeverlust von
Telecom Eireann bei Mietleitungen bedingen
könnte, kann nicht zugestimmt werden . Es trifft
zwar zu, daß aufgrund seiner Vorrechte bei der
Bereitstellung der Netzinfrastruktur Telecom
Eireann garantierte Einnahmen aus der Bereitstel­
lung von Mietleitungen an Endabnehmer und
Anbieter von liberalisierten Telekommunikations­
diensten (mit Ausnahme des GSM-Mobilfunkdien­
stes, wenn der zweite Betreiber es vorzieht, seine
eigenen Verbindungen aufzubauen) erzielen kann .
Die Kommission hat jedoch in ihrem Grünbuch
über die Liberalisierung der Telekommunikations­
infrastruktur und der Kabelfernsehnetze — Teil 1

— Grundsätze und Zeitrahmen (KOM(94) 440
endg. vom 25. 10 . 1994) ausgeführt, daß die Richt­
linie 92/44/EWG des Rates (') eine kostenorien­
tierte Anbietung von Mietleitungskapazität verlangt .
Da die Mitgliedstaaten diesem Erfordernis
nachkommen müssen, ist nicht zu erwarten , daß
sich die Marktstellung der Fernmeldeorganisa­
tionen in diesem Bereich durch die Öffnung des
alternativen Angebots grundlegend ändern wird .

(44) Obwohl es nach der Richtlinie 92/44/EWG die
Möglichkeit gehabt hätte, hat Irland für Telecom
Eireann keine Verschiebung bei der Umsetzung der
Verpflichtung zu einem kostenorientierten Angebot
von Mietleitungen beantragt . Vielmehr hatte Irland
am 8 . März 1996 der Kommission gemäß Artikel 4
der Richtlinie 90/388/EWG mitgeteilt, daß es
Telecom Eireann erlaubt hat, die Mietleitungstarife
für neue Leitungen zum 1 . Februar 1996 und für
bestehende Leitungen zu dem auf den 31 . März
1996 nächstfolgenden Abrechnungstermin zu
erhöhen . Als Begründung für diese Erhöhung
wurde angegeben , daß die Mietleitungsgebühren
über mehrere Jahre nicht erhöht worden seien und
daß Telecom Eireann erhebliche Verluste in
seinem Mietleitungsbereich entstanden waren . Ein
internationaler Vergleich ergibt, daß die Tarife von
Telecom ßireann selbst nach den Erhöhungen
weiterhin unter dem Gemeinschafts-Durchschnitt
liegen (z.B. 265 ECU Monatsgrundgebühr für eine
50-km-Leitung am 1 . Januar 1996 (Gemeinschafts­
Durchschnitt : 380 ECU) und Anschlußgebühr von
489 ECU im Vergleich zum Gemeinschafts-Durch­
schnitt von 596 ECU (2)). Aus diesem Grund ist
kaum anzunehmen, daß alternative Netzeanbieter
wesentlich günstigere Tarife zumindest der großen

Mehrzahl der Kunden von Telecom Eireann
anbieten könnten, und daß Telecom Eireann
deshalb gezwungen wäre, seine eigenen Gebühren
erheblich zu senken .

(45) Es trifft zu, daß die Gebühren für Mietleitungen in
Irland die Kosten noch nicht voll decken . Ein
kostenorientierter Tarifplan wird in diesem insge­
samt verlustbringenden Geschäftsbereich gegen­
wärtig stufenweise verwirklicht . Wenn eine alterna­
tive Infrastruktur verfügbar wird, würde Telekom
Eireann Einnahmen verlieren, wenn die Kunden
auf mehrere Anbieter zurückgreifen, womit die
Verluste in diesem Geschäftsbereich zunehmen
würden .

(46) Die irische Regierung erkennt zwar das Erfordernis
an , die Aufhebung der Beschränkungen bei den
alternativen Netzen vorzuziehen , um zu gewährlei­
sten, daß zukünftige Wettbewerber ihre Netze so
rechtzeitig aufbauen und finanzieren können,
damit sie zum Zeitpunkt der Liberalisierung des
Sprachtelefondienstes einen vollständigen Wettbe­
werb aufnehmen können, sie ist jedoch der
Ansicht, daß sechs Monate für diesen Zweck
ausreichen würden . Dafür macht sie die geringe
Größe Irlands und die Zusammballung der einträg­
lichen Kunden geltend. Da das größte Fernsehka­
belnetz in Irland von Telecom Eireann kontrolliert
wird, wäre die Fähigkeit von Neuzugängern , ab
dem 1 . Januar 2000 eine vollständigen Wettbewerb
aufzunehmen, eingeschränkt, falls nicht genügend
Zeit vorhanden wäre, ihr Netz auch in der „Orts­
schleife" zu erweitern .

Auswirkungen auf den Handel

(47) Als Folge seines Monopols bei der Bereitstellung
von öffentlichen Telekommunikationsinfrastruk­
turen ist Telecom ßireann der einzige Anbieter von
Mietleitungen und der Zusammenschaltung für
Erbringer von liberalisierten Diensten . Es legt
damit weitgehend die Kosten seiner Wettbewerber
bei den liberalisierten Diensten fest . Dies war unter
anderem an der erwähnten Erhöhung der Mietlei­
tungstarife zu Beginn des Jahres 1996 zu erkennen,
mit der die Erbringung bestimmter liberalisierter
Dienste unwirtschaftlich wurde . Diese potentielle
Kenntnis der Kosten der Wettbewerber von
Telecom Eireann wird den Handel zunehmend
beeinträchtigen , wenn der irische öffentliche Tele­
kombetreiber sein eigenes Angebot an liberali­
sierten Diensten wird weiterentwickeln und bei der
Verbesserung der Software und der Systeme auf die
technische, fachliche und betriebliche Unterstüt­
zung seiner strategischen Partner PTT Telecom
und Telia zurückgreifen können, die unterstützt
durch die weltweite Partnerschaft Unisource
hinsichtlich Qualität und Effizienz an vorderster
Stelle stehen . Während Telecom Eireann mit seiner
eigenen Infrastruktur derartige Dienste anbieten
könnte, wären seine Wettbewerber, die globale libe­
ralisierte Dienste wie z . B. virtuelle Privatnetze oder
Sprachdienste für angeschlossene Benutzergruppen

C ) ABl . Nr. L 165 vom 19. 6 . 1992, S. 27.
(2) Von Tarifica für die Kommission , GD XIII, zusammengestell­

te Angaben .
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Mobilfunknetzen für erforderlich , um eine Aushöh­
lung bei den nationalen und internationalen
Sprachtelefondiensten zu verhindern .

(52) Dazu macht es geltend, daß bei einer freien
Zusammenschaltung der Mobilfunknetze es für den
GSM-Betreiber in Irland möglich wäre, sich an ein
Festnetz oder ein Mobilfunknetz in einem anderen
Staat zu schalten, und dadurch Abgabepreise für
internationale Anrufe in ungefährer Höhe der
Preise der in jenem Land geltenden Zusammen­
schaltungsgebühren zu erzielen : Ebenso könnte der
irische GSM-Betreiber anbieten , hereinkommende
internationale Gespräche zu Preisen in enger
Anlehnung an die irischen Zusammenschaltungsta­
rife abzugeben . Damit könnte er den Kunden sehr
niedrige Tarife anbieten und davon ausgehen,
einen wesentlichen Anteil am hereinkommenden
internationalen Verkehr an sich zu ziehen . Das
öffentliche Netz würde aber Kundeneinnahmen
und hereinkommende Abwicklungen in erheb­
lichem Umfang verlieren, was nur teilweise durch
erhöhte Einnahmen aus der nationalen Zusam­
menschaltung ausgeglichen würde .

anbieten, gezwungen, auf Leitungen zurückzu­
greifen, die sie von dem Betreiber mieten müssen,
mit dem sie den Wettbewerb aufnehmen möchten .
Dieser Sachverhalt würde noch dadurch erschwert,
daß gemäß den Stellungnahmen (') Telecom
Eireann zwar den einschlägigen Vorschriften des
Gemeinschaftsrechts und des irischen Rechts voll
nachkommt, jedoch seine Bücher nicht auf eine
hinreichend transparente Weise führt, die eine
angemessene Unterscheidung seiner Tätigkeiten im
Monopolbereich von seinen Aktivitäten im liberali­
sierten Sektor erlauben würden, und keine struktu­
relle Trennung besteht, die das Personal im Infra­
strukturbereich von Telecom Eireann daran
hindern würde, Informationen an Kollegen weiter­
zugeben, die liberalisierte Dienste verkaufen .

Schlußfolgerung

(48 ) In Anbetracht der Tatsache , daß weniger restriktive
behördliche Mittel bereitstehen, um eine Umge­
hung des Sprachtelefonmonopols bis 1 . Januar
2000 zu verhindern , und daß derartige Mittel von
der entstehenden Telekommunikations-Aufsichts­
behörde mit entsprechenden Vorkehrungen für
eine industriebezogene Finanzierung im ersten
Quartal 1997 eingesetzt werden könnten , scheint
die Einräumung einer zusätzlichen über dieses
Datum hinausgehenden Umsetzungsfrist nicht
gerechtfertigt zu sein .

(49) Eine zusätzliche Frist würde außerdem den Wett­
bewerb in weltweiten Diensten von und nach
Irland zu Lasten der übrigen weltweiten Allianzen
verfälschen , wenn Telecom Eireann in der Lage
sein wird, über sein eigenes Netz die weltweite
Zusammenschaltung für die irische Industrie und
Geschäftswelt mit Hilfe der Ressourcen seiner stra­
tegischen Partner und ihrer globalen Zusammen­
schaltung über Unisource und Uniworld anzu­
bieten .

(50) Aus diesem Grund glaubt die Kommission , daß die
nachteiligen Auswirkungen auf den Handel, die
sich aus der Einräumung einer zusätzlichen Umset­
zungsfrist für die Liberalisierung der alternativen
Infrastruktur ergeben würden, nicht mehr mit dem
Gemeinschaftsinteresse zu vereinbaren wären,
nachdem die neuen Rahmenbestimmungen bis
spätestens 1 . Juli 1997 in Kraft sein werden .

III . Antrag auf eine zusätzliche Umsetzungs­
frist für die Aufhebung der Beschrän­
kungen bei der direkten Zusammenschal­
tung von Mobiltelekommunikations­
netzen

Bewertung der Auswirkungen einer unverzüg­
lichen Aufhebung der Beschränkungen

(51 ) Irland hält eine zusätzliche Umsetzungsfrist bei der
direkten internationalen Zusammenschaltung von

(53) Die irische Regierung erkennt an, daß dieser
Sachverhalt in gewissem Maße bereits auf mittel­
ständische und große Unternehmen zutrifft, da die
auf dem irischen Markt tätigen Wiederverkäufer die
Abwicklungsregelung bereits umgehen . Irland geht
davon aus, daß mit der Gewährung uneinge­
schränkter Zusammenschaltungsrechte an die
Mobilfunkbetreiber unverzüglich ein weiteres
großes Segment der internationalen Fernsprechein­
nahmen dem Wettbewerb ausgesetzt würde .

(54) In den Stellungnahmen wird betont, daß es sich
bei dem Mobilfunkmarkt um einen Wachstums­
markt handele, weshalb Beschränkungen bei der
internationalen Zusammenschaltung den bei den
Mobilfunkbetreibern zusätzlich entstehenden
Verkehr beeinträchtigen werden , aus dem Telecom
Eireann bereits zusätzliche Einnahmen aus der
Vollendung der von Mobiltelefonen ausgehenden
Anrufe erzielt . Darüber hinaus machte der zweite
GSM-Betreiber geltend, daß bei einer fehlenden
Möglichkeit, sich direkt mit ausländischen Netzen
zusammenzuschalten, es nicht realistisch wäre
anzunehmen, daß Telecom Eireann annehmbare
Tarife für die internationale Zusammenschaltung
anbietet, ohne auf den Rechtsweg zurückzugreifen .

(55) In der Praxis müssen zwei Fragen erwogen werden :
i ) das Maß an Austauschbarkeit zwischen mobilen
und Festtelefondiensten und ii) das Risiko der
Umgehung des Sprachtelefonmonopols durch
Dienste, bei denen eine Mobilfunknummer ange­
wählt und der Anruf nach einem ausländischen
Festnetz vermittelt wird.(') Siehe insbesondere Cable & Wireless , S. 2.
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(56) Der zweiten Erwägung braucht nicht näher nachge­
gangen zu werden, da aufsichtsrechtliche Instru­
mente vorhanden sind, um eine Umgehung des
gesetzlichen Vorrechts von Telecom Eireann zu
verhindern (siehe Mitteilung der Kommission
95/C275/02).

(57) Hinsichtlich der Substituierbarkeit von festen und
mobilen Telefondiensten hat die Kommission in
ihren jüngst behandelten Fällen herausgefunden ,
daß diese nicht erheblich ist, da den beiden Dien­
stearten verschiedene Nachfragekategorien ent­
sprechen, was sich u . a. in den höheren Gebühren
für den GSM-Mobilfunk gegenüber dem Sprachte­
lefondienst widerspiegelt.

(58) Das hauptsächliche Marktsegment für die GSM­
Betreiber in Irland ist der Bereich der Privatanrufe .
Es hat sich gezeigt, daß zumindest die Hälfte der
Kosten der Mobilfunkbetreiber für die Bearbeitung
der Anrufe verkehrsunabhängige Kosten sind .
Deshalb kann nicht ausgeschlossen werden, daß
ein Mobilfunkbetreiber einen höheren Anteil der
verkehrsunabhängigen Kosten den Inlandsanrufen
zuteilen und internationale Tarife anbieten würde,
die den gegenwärtigen internationalen Tarifen von
Telecom Eireann entsprechen, um seinen Umsatz,
die Inanspruchnahme seines Netzes und seinen
Marktanteil zu erhöhen . Wie in einer Stellung­
nahme betont (') bieten BT und MCL vom Ver­
einigten Königreich aus Sprachtelefondienste nach
Irland zu Preisen an, die bis um die Hälfte nied­
riger als die Tarife von Telecom fiireann sind.
Durch die direkte Zusammenschaltung mit den
Netzen der britischen öffentlichen Telekommuni­
kationsanbieter könnten die irischen GSM­
Betreiber ähnliche Tarife wie Telecom Eireann
anbieten, ohne die eigenen Kosten zu unter­
schreiten . Außerdem wäre das Angebot internatio­
naler Mobilfunkanrufe zu den Tarifen des Fest­
netzes ein gewichtiges Werbeinstrument, um neue
Teilnehmer dafür zu gewinnen, den GSM-Dienst in
Anspruch zu nehmen.

(59) Angesichts der gegenwärtigen Unterschiede
zwischen den Tarifen für die Anrufe von Irland
nach dem Vereinigten Königreich und umgekehrt
kann das Risiko nicht ausgeschlossen werden, daß
internationaler Festnetzverkehr über das GSM-Netz
geleitet wird . Dies würde eines der beiden für
Telecom Eireann gegenwärtig einträglichsten
Segmente des Sprachtelefonmarktes betreffen und
könnte seine Gesamtrentabilität in einem Ausmaß
schmälern , daß es nicht mehr in der Lage wäre,
den Universaldienst unter wirtschaftlich annehm­
baren Bedingungen zu gewährleisten .

(60) Dieses Risiko wird jedoch in dem Maße zurück­
gehen, wie Telecom Eireann seine internationalen
Tarife senkt. Obwohl dem Argument der irischen

Regierung zugestimmt werden kann, ist die bean­
tragte Zusatzfrist angesichts der vorgebrachten
Begründungen zu lang. Wenn man den geplanten
Tarifausgleich berücksichtigt, kann die Gefahr
einer Substitution der Festnetzanrufe durch GSM­
Anrufe deshalb nur eine Verlängerung bis späte­
stens Ende 1998 rechtfertigen, da zu diesem Zeit­
punkt die internationalen Tarife von Telecom
Eireann so weit gesenkt sein müssen, daß eine
Umleitung über GSM-Mobilfunk ausgeschlossen
werden kann . Eine Liberalisierung der internatio­
nalen Zusammenschaltung der Mobilfunknetze
wenigstens ein Jahr vor der vollständigen Liberali­
sierung des Sprachtelefondienstes wird außerdem
ein starker Anreiz sein , um den angestrebten
stufenweisen Ausgleich rechtzeitig herzustellen .

Auswirkungen auf den Handel

(61 ) Eine hinausgeschobene Liberalisierung der
direkten internationalen Zusammenschaltung von
Mobilfunkkosten würde sich auf den zweiten
GSM-Betreiber und, soweit rechtzeitig eine Lizenz
vergeben wird, die zukünftigen DCS-1800­
Betreiber auswirken . Die Möglichkeit einer
direkten Zusammenschaltung mit anderen Betrei­
bern wäre ein wichtiger Faktor, um ihre Gründung
und Entfaltung auf dem irischen Markt zu erleich­
tern . Außerdem würde die zusätzliche Umsetzungs­
frist auch die ausländischen Unternehmen beein­
trächtigen , da sie die Weiterleitung von Anrufen
zur Vollendung durch die irischen Mobilfunkbe­
treiber umständlicher und kostenaufwendiger
machen würde .

(62) Diese Beeinträchtigung des Handels zwischen
Mitgliedstaaten würde jedoch zurückgehen, wenn
die irische Regierung gewährleistet, daß Telecom
fiireann den Mobilfunkbetreibern spezifische und
Großmengenrabatte einräumt, wobei wie in
anderen Mitgliedstaaten bei Großmengenrabatten
die Tatsache zu berücksichtigen wäre, daß die
Mobilfunkbetreiber im Gegensatz zu den Großab­
nehmern neues Verkehrsaufkommen erzeugen .

Schlußfolgerung

(63) Eine unmittelbare Aufhebung der Beschränkungen
bei der direkten Zusammenschaltung von Mobilte­
lekommunikationsnetzen gemäß dem durch die
Richtlinie 96/2/EG eingefügten Artikel 3d der
Richtlinie 90/388/EWG betreffend die mobile
Kommunikation und Personal Communications
würde die erheblichen Einnahmen von Telecom
fiireann aus dem internationalen Verkehr dem
Wettbewerb aussetzen und es in seiner Fähigkeit
beeinträchtigen , die Grundversorgung mit Sprach­
telefondienst in Irland unter wirtschaftlich
annehmbaren Bedingungen weiterhin zu gewähr­
leisten . Die Auswirkungen auf den Handel könnten
jedoch gemildert werden , wenn TarifSenkungen
ähnlich wie in anderen Mitgliedstaaten in Zusam­
menschaltungsvereinbarungen zwischen Telecom
fiireann und den Mobilfunkbetreibern vereinbart(') ITL, S. 8 .
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würden . Die Kommission ist deshalb der Auffas­
sung, daß den begrenzten nachteiligen Auswir­
kungen auf den Handel, die sich ergeben würden,
wenn Irland eine zusätzliche Umsetzungsfrist bis
spätestens 31 . Dezember 1998 für die Aufhebung
der Beschränkungen bei der direkten Zusammen­
schaltung von Mobilfunknetzen mit ausländischen
Netzen eingeräumt würde, die Gewißheit gegen­
übersteht, daß der Universaldienst nicht beein­
trächtigt wird, weshalb diese Gewährung mit dem
Interesse der Gemeinschaft zur Zeit zu vereinbaren
ist —

a) von dem Erbringer der Telekommunikations­
dienste errichteten Netze;

b) von Dritten bereitgestellten Infrastrukturen und die
c) gemeinsame Nutzung von Netzen , sonstigen

Anlagen und Standorten ;
— Bis 1 . April 1998 : Veröffentlichung der vorgesehenen

Gesetzesänderungen zur Einführung des vollständigen
Wettbewerbs und Aufhebung sämtlicher Beschrän­
kungen bis 1 . Januar 2000 nebst Vorschlägen zur
Finanzierung des Universaldienstes;

— Bis 1 . November 1998 : Annahme der Geset­
zesänderungen;

— Bis spätestens 1 . Januar 1999 anstatt zum 1 . Januar
1997: Vorlage an die Kommission der Entwürfe von
Lizenzen für die Erbringung von Sprachtelefondien­
sten und/oder die Betreiber der dazugehörigen Netze ;

— Bis spätestens 1 . April 1999 anstatt zum 1 . Juli 1997:
Veröffentlichung der Lizenzbedingungen für sämt­
liche Dienste und der Gebühren für das Zusammen­
schalten im Einklang mit den einschlägigen Gemein­
schaftsrichtlinien;

— Bis spätestens 1 . November 1999 : Erteilung der
Lizenzen und Änderung bestehender Lizenzen zur
Einführung des Wettbewerbs im Sprachtelefondienst
und des ungehinderten Zusammenschaltens der
Mobilfunknetze ab 1 . Januar 2000 anstatt dem 1 .
Januar 1998 .

Die irische Regierung wird außerdem der Kommission
spätestens drei Monate nach Bekanntgabe dieser
Entscheidung mitteilen, welche Maßnahmen sie ergriffen
hat, um:

— die Transparenz bei jeglicher Beteiligung von
Telecom Eireann gemeinsam mit seinen strategischen
Partnern PTT Telecom, Telia oder Unisource an Inve­
stitionen außerhalb Irlands während der gemäß
Artikel 1 gewährten Zusatzfrist herzustellen;

— zu gewährleisten, daß Telecom Eireann diese zusätz­
liche Schutzfrist nicht dazu nutzt, seine beherrschende
Stellung auf den Markt der öffentlichen Fernsprecher
oder der Kabelfernsehindustrie auszudehnen, und
kurzfristig zu gewährleisten, daß Cable-link als ein
von Telecom Eireann unabhängiges Unternehmen
geführt wird, solange Telecom Eireann weiterhin
beherrschender Aktionär ist.

Artikel .5

Diese Entscheidung ist an Irland gerichtet .

Brüssel , den 27. November 1996

Für die Kommission

Karel VAN MIERT

Mitglied der Kommission

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Irland darf bis 1 . Januar 2000 die Aufhebung der
ausschließlichen Rechte verschieben, die Telecom
Eireann gegenwärtig bei der Erbringung des Sprachtele­
fondienstes und der Errichtung und Bereitstellung öffent­
licher Telekommunikationsnetze eingeräumt werden ,
sofern die in Artikel 4 genannten Bedingungen gemäß
dem dort festgesetzten Zeitplan erfüllt werden .

Artikel 2

Irland darf bis 1 . Januar 1999 die Aufhebung der
Beschränkungen bei der direkten Zusammen-schaltung
von Mobilfunknetzen mit ausländischen Netzen
verschieben, sofern die in Artikel 4 genannten Bedin­
gungen gemäß dem dort festgesetzten Zeitplan erfüllt
werden .

Artikel 3

Irland darf bis 1 . Juli 1997 die Aufhebung der Beschrän­
kungen bei der Erbringung bereits liberalisierter Tele­
kommunikationsdienste verschieben in bezug auf die :
a) von dem Erbringer der Telekommunikationsdienste

errichteten Netze ;

b) von Dritten bereitgestellten Infrastrukturen und die
c) gemeinsame Nutzung von Netzen , sonstigen Einrich­

tungen und Standorten .

Artikel 4

Abweichend von der zu diesem Zweck in der Richtlinie
90/388/EWG, geändert durch die Richtlinie 96/ 19/EG,
festgelegten Frist wird die irische Regierung der Kommis­
sion die Umsetzung in nationales Recht der nachste­
henden Verpflichtungen gemäß folgendem Zeitplan
mitteilen :

— Bis spätestens 1 . April 1997 anstatt zum 1 . Juli 1996 :
Veröffentlichung sämtlicher Maßnahmen, die erfor­
derlich sind, um die Beschränkungen bei der Erbrin­
gung bereits liberalisierter Telekommunikations­
dienste aufzuheben in bezug auf die :


